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Stadt Stolberg (Rhld.)   

Niederschrift

über die Sitzung des Hauptausschusses
Sitzungskennziffer: XVI / 8
Tag der Sitzung: Dienstag, 13.04.2010

HASitzung Rathaus, Ratssaal

Dauer der Sitzung: 18:00 Uhr bis 19:05 Uhr
Unterbrechungen: keine
Anwesende: sh. beiliegende Anwesenheitsliste Anlage 1)

Vorsitz: Bürgermeister Ferdi Gatzweiler
Schriftführerin: Edith Janus-Braun

Tagesordnung:    
  
a) Feststellung der Beschlussfähigkeit

Bürgermeister Gatzweiler stellt fest, dass der Hauptausschuss beschlussfähig ist.

b) Feststellung der form- und fristgerechten Ladung sowie Unterrichtung der
Öffentlichkeit gemäß § 27 Abs. 2 der Geschäftsordnung für den Rat und die
Ausschüsse der Stadt Stolberg (Rhld.)

Bürgermeister Gatzweiler stellt weiter fest, dass die Einladung zu dieser Sitzung form-
und fristgerecht erfolgte und die Öffentlichkeit in geeigneter Weise gem. § 27 Abs. 2
der Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Stolberg (Rhld.) über
Zeit und Ort der Sitzung sowie die Tagesordnung unterrichtet wurde. 

c) Beschlussfassung über die Tagesordnung:

Herr Bürgermeister Gatzweiler bittet, die Tagesordnung um folgende Punkte zu
erweitern:

A) Öffentliche Sitzung:

10. Dringliche Entscheidung;
Änderung des Stellenplanes

11. Drohende Überschuldung;
hier: Anwendung des § 82 GO NRW im Rahmen der lfd. Geschäftsprozesse

der Verwaltung

Der bisherige TOP A) 10. wird nunmehr

A) 12. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Geschäftsordnung des Rates;
Mitteilungen
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B) Nichtöffentliche Sitzung:

4. Verkauf eines Baugrundstückes im Gebiet B-Plan 147 “Duffenter Straße”

5. Verkauf eines Baugrundstückes im Gebiet B-Plan 147 “Duffenter Straße”

Der bisherige TOP B) 4. wird nunmehr B)

6. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Geschäftsordnung des Rates;
Mitteilungen

Weitere Änderungswünsche wurden nicht vorgetragen, so dass die Tagesordnung
einmütig wie folgt abgewickelt wurde:

A) Öffentliche Sitzung:

1. Beratung über die Weiterbehandlung von Anträgen:

a) Antrag der SPD-Fraktion vom 01.03.2010;
hier: Änderungen im städt. Vergabeverfahren bei Ing.-Leistungen

b) Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 22.03.2010;
hier: Benennung einer Straße nach dem Künstler “Karl Fred Dahmen” und

Anbringung einer Gedenktafel am Haus Steinweg 57

2. Sachstand Stundungen;
hier: Amt für Kinder, Jugend, Familie, Soziales und Wohnen

3. Verlängerung der Gültigkeitsdauer der Mietwerttabelle

4. Dringliche Entscheidung durch den Hauptausschuss; 
hier: Bestellung von weiteren Mitgliedern in den Integrationsrat 

5. Josefshaus am Kulturzentrum;
hier: Änderung Maßnahmenkatalog - Konjunkturpaket II

6. Bereitstellung von Haushaltsmitteln;
hier: Umstellung städtische Lichtzeichenanlagen auf LED-Technik

7. Dringliche Entscheidung;
hier: Finanzierung teil- und unrentierliche Investitionsmaßnahmen 2010

8. Sportzentrum Breinig bzw. Wohngebiet Corneliastraße / Schützheide;
hier: Sachstandsbericht 

9. Fragestunde zum Entwurf der Haushaltssatzung 2010 / 2011 einschließlich
Haushaltssicherungskonzept 2010 bis 2014

10. Dringliche Entscheidung;
Änderung des Stellenplanes
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11. Drohende Überschuldung;
hier: Anwendung des § 82 GO NRW im Rahmen der lfd. Geschäftsprozesse der

Verwaltung

12. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Geschäftsordnung des Rates;
Mitteilungen

B) Nichtöffentliche Sitzung:

1. Vergleich in einem Entschädigungsfestsetzungsverfahren nach EEGNW

2. Verkauf eines bebauten Grundstückes in der Malmedyer Str. 

3. Verkauf eines Baugrundstückes im Gebiet B-Plan 147 “Duffenter Straße”

4. Verkauf eines Baugrundstückes im Gebiet B-Plan 147 “Duffenter Straße”

5. Verkauf eines Baugrundstückes im Gebiet B-Plan 147 “Duffenter Straße”

6. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Geschäftsordnung des Rates;
Mitteilungen

A) Öffentliche Sitzung:

1. Beratung über die Weiterbehandlung von Anträgen:

a) Antrag der SPD-Fraktion vom 01.03.2010;
hier: Änderungen im städt. Vergabeverfahren bei Ing.-Leistungen

Beschluss:
Der Hauptausschuss verweist den Antrag der SPD-Fraktion vom 01.03.2010
einstimmig zur weiteren Bearbeitung an die Verwaltung.

b) Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 22.03.2010;
hier: Benennung einer Straße nach dem Künstler “Karl Fred Dahmen” und

Anbringung einer Gedenktafel am Haus Steinweg 57

Beschluss:
Der Hauptausschuss verweist den Antrag der Fraktion B’90/Grüne vom
22.03.2010 einstimmig zur weiteren Bearbeitung an die Verwaltung.

2. Sachstand Stundungen;
hier: Amt für Kinder, Jugend, Familie, Soziales und Wohnen

Beschluss:
Der Hauptausschuss nimmt den Sachstandsbericht einmütig zur Kenntnis.
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3. Verlängerung der Gültigkeitsdauer der Mietwerttabelle

Beschluss:
Der Hauptausschuss nimmt die Verlängerung der als Anlage 2) beigefügten
Mietwerttabelle zur Kenntnis und empfiehlt dem Rat einstimmig die Verwaltung
zu beauftragen, sie entsprechend § 558c BGB zu veröffentlichen.

4. Dringliche Entscheidung durch den Hauptausschuss; 
hier: Bestellung von weiteren Mitgliedern in den Integrationsrat 

Der Bürgermeister informiert den Hauptausschuss, dass die Bestellung der Mitglieder
in den Integrationsrat nicht im Wege einer dringlichen Entscheidung durch den
Hauptausschuss erfolgen könne. Er schlägt daher vor, den TOP von der
Tagesordnung zu nehmen und an den Rat zu verweisen. Diesem Ansinnen schließen
sich die Ausschussmitglieder einmütig an.

Beschluss:
Der Hauptausschuss verweist die Bestellung von weiteren Mitgliedern in den
Integrationsrat einstimmig an den Rat.

5. Josefshaus am Kulturzentrum;
hier: Änderung Maßnahmenkatalog - Konjunkturpaket II

Auf Nachfrage von RM Engelhardt, FDP, erläutert Herr Braun, FB 2, dass Maßnahmen
des Brandschutzes, hier Bau der Fluchttreppe, keine Energiesparmaßnahme darstelle
und nach den  Förderrichtlinien in Folge dessen nicht unter das Konjunkturpaket II zu
subsumieren seien. Dies auch vor dem Hintergrund, dass der Bundesrechnungshof die
Einhaltung der Richtlinien genau überprüfe.
RM Engelhardt bittet daraufhin, die Kosten für den Bau der Fluchttreppe in der
Niederschrift mitzuteilen.

Nachträglich Mitteilung der Verwaltung:
Die Kosten werden vom Hochbauamt mit rund 20.000,–  einschl. MWSt. kalkuliert.

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig, der Änderung des
Maßnahmenkataloges zur Sanierung des Kulturzentrums im Rahmen des
Konjunkturpakets II in der vorgelegten Form zuzustimmen. Es sollen nunmehr
die vorgeschlagenen Maßnahmen:

- Wärmedämmung Spitzboden,
- Aufbringen eines Wärmedämmverbundsystems inklusive Gerüstarbeiten,
- Erneuerung der Fenster,
- Dämmung der Kellergeschossebene,
- notwendige Begleitmaßnahmen wie Schlosserarbeiten, Balkonab-

dichtungen oder Abbruch der Balkone, Maler- und Beiputzarbeiten nach
Fenstersanierung

zur Ausführung kommen.
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6. Bereitstellung von Haushaltsmitteln;
hier: Umstellung städtische Lichtzeichenanlagen auf LED-Technik

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig, die Freigabe von
Haushaltsmitteln in Höhe von 75.100,00  für die Umstellung der städt.
Lichtzeichenanlagen auf LED-Technik zu genehmigen.

7. Dringliche Entscheidung;
hier: Finanzierung teil- und unrentierliche Investitionsmaßnahmen 2010

Zu diesem Tagesordnungspunkt begrüßt Bürgermeister Gatzweiler die interessierten
Besucher zur Thematik Mensa Goethe-Gymnasium.

Für die FDP-Fraktion bittet RM Engelhardt um Einzelabstimmung der aufgelisteten
Buchstaben a) bis f). Diesem Vorschlag schließt sich der Hauptausschuss einmütig an.

Auf Nachfrage von RM Engelhardt, FDP, erläutert der Leiter des Amtes für
Finanzwesen, Herr Esser, die der Verwaltungsvorlage beigefügte Anlage 4 (Verfügung
der Kommunalaufsicht vom 18.03.2010). In dieser Verfügung habe die KA unter dem
Vorbehalt, dass die Finanzierung gesichert sei, grünes Licht zum Mensabau erteilt.

Der CDU-Fraktionsvorsitzende Grüttemeier verweist auf die letzte Sitzung des Rates,
in der sich der Rat deutlich zur Umsetzung der Projekte

- Soziale Stadt,
- Mensa Goethe-Gymnasium und
- Sanierung von Bachufermauern 

positioniert habe. Im Hinblick auf die Finanzierung der vorgenannten Maßnahmen,
stelle er nunmehr fest, dass für den Bau der KiTa Mausbach nur noch 250.000,–  statt
ursprünglich 490.000,–  veranschlagt und bei der Eisenbahnkreuzungsmaß-nahme
die Ringbahn zeitlich geschoben werde. Er bittet um Erläuterung.

Der Leiter Fachbereich 3, Herr Seyffahrt, teilt mit, dass im Sozialraum (Schevenhütte,
Gressenich und Mausbach) zwischenzeitlich ausreichend Plätze verfügbar seien.
Außerdem habe die katholische Kirchengemeinde St. Markus ebenfalls die räumlichen
Voraussetzungen für eine 4. Gruppe geschaffen, so dass ansonsten Überkapazität
produziert würde. Mit der “abgespeckten Version” werde durch Schaffung von zwei
sog. Differenzierungsräumen mit unter 3-jährigen die Betreuung gemäß der
gesetzlichen Vorgaben sichergestellt.

Herr Braun, FB 2, informiert den Hauptausschuss, dass die EVS den  Ringbahnausbau
verlangsame. Die Finanzlage der Stadt sei also keine Ursache für die bauliche
Verzögerung. 

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Wolf stimmt dem Beschluss ebenfalls in allen Punkten
zu. Seine Fraktion habe intensiv nach realistischen Finanzierungsalternativen gesucht.
Alternativen seien nicht ausgemacht worden. Die haushaltsrechtlichen Konsequen-zen,
wie in der Verwaltungsvorlage dargelegt, würden daher mitgetragen.

Sodann steigt BM Gatzweiler in die Einzelbeschlussfassung zu Buchstabe a) bis f) ein:
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Beschluss:
Gemäß § 60 Abs. 1 Satz 1 GO NRW beschließt der Hauptausschuss:

a) Im Hinblick auf die wegen der drohenden Überschuldung jetzt für die
Haushaltswirtschaft der Stadt Stolberg geltenden Restriktionen erfolgt keine
Finanzierung von teil- und unrentierlichen Investitionen für die
Haushaltsjahre 2010 und 2011 durch Inanspruchnahme von Kreditmitteln.
Die Kreditsumme für die teil- und unrentierlichen Investitionsmaßnahmen
beträgt mithin 0,00 . 
Abstimmungsergebnis im HA: Einstimmig

b) Da die Finanzierung von teil- und unrentierlichen Investitionen mit 
Kreditmitteln unzulässig ist, werden diese ausschließlich über Eigenmittel
finanziert. Dies gilt solange, bis sich die Finanzlage der Stadt grundlegend
und nachhaltig verbessert hat.
Abstimmungsergebnis im HA: Einstimmig

c) Zur Finanzierung der unrentierlichen Investitionsmaßnahmen im
Haushaltsjahr 2010 hat die Verwaltung mögliche Konsolidierungsmaß-
nahmen mit dem Ziel einer Finanzierung der Maßnahmen ohne Kreditmittel in
der Anlage zu dieser Vorlage aufgeführt. 
Diese durch Nichtumsetzung bzw. zeitliche Verschiebung aufgelisteten
Konsolidierungsmaßnahmen werden beschlossen. 
Abstimmungsergebnis im HA: Einstimmig

d) Aufgrund der vorstehenden Beschlüsse wird die Erweiterung des Goethe-
Gymnasiums um den Bau der Mensa und der zusätzlichen Räume weiter
fortgeführt.
Abstimmungsergebnis im HA: 15 Ja-Stimmen (SPD, CDU, B’90/Grüne,

LINKE)
1 Nein-Stimme (FDP)

e) Zur weiteren Durchführung der Maßnahmen „Projekt Soziale Stadt Velau“ und
die „Sanierung von Bachufermauern“ wird die Verwaltung beauftragt,
entsprechend den Bestimmungen des Leitfadens des Innenministers NRW zu
Maßnahmen und Verfahren zur Haushaltssicherung bei (drohender) Über-
schuldung bei der Kommunalaufsicht der StädteRegion Aachen
entsprechende Einzelgenehmigungen einzuholen.
Abstimmungsergebnis im HA: Einstimmig

f) Weitere zusätzliche teil- und unrentierliche Investitionsmaßnahmen im Laufe
des Haushaltsjahres 2010 sind im Rahmen verfügbarer Eigenmittel (incl. z. B.
Zuschüsse) zu kompensieren. Die Kreditaufnahme beträgt auch hier ebenfalls
0,00 . 
Abstimmungsergebnis im HA: Einstimmig

Die gefassten Beschlüsse sind dem Rat in seiner nächsten Sitzung zur
Genehmigung vorzulegen.
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8. Sportzentrum Breinig bzw. Wohngebiet Corneliastraße / Schützheide;
hier: Sachstandsbericht 

Bürgermeister Gatzweiler informiert die Hauptausschussmitglieder, dass das
Bauleitplanverfahren von einem Anwohner angezweifelt werde. Er bittet Herrn
Pickhardt, FB 1, das zweistufige Verfahren zu erläutern.

Herr Pickhardt teilt mit, dass das Verfahren von mehreren Breiniger Bürgern kritisch
gesehen werde. Der Inhalt der Verwaltungsvorlage stelle derzeit den Status quo dar.
Verwaltungsseitig werde im Laufe des Sommers eine Vorlage mit Verträgen erarbeitet.
Parallel hierzu werde das Bauleitplanverfahren laufen. Die technischen und
planungsrechtlichen Angelegenheiten, würden, wie in der vorliegenden Vorlage
dargelegt, im Mai ASVU, HA und Rat zur Beratung und Beschlussfassung vorgelegt.

Für die FDP-Fraktion beantragt deren Vorsitzender Engelhardt die Änderung des
Beschlussvorschlages wie folgt:

Der Hauptausschuss nimmt den Sachstandsbericht der Verwaltung zur Kenntnis und
beauftragt die Verwaltung in Bezug auf das Projekt “Sportzentrum Breinig bzw.
Wohngebiet Corneliastraße / Schützheide” die notwendigen Verträge vorzubereiten
und zeitnah vorzulegen.

Die Herren Wolf und Grüttemeier unterstützen den geänderten Beschlussvorschlag für
ihre Fraktionen. 

Beschluss:
Der Hauptausschuss nimmt den Sachstandsbericht der Verwaltung zur Kenntnis
und beauftragt die Verwaltung einstimmig in Bezug auf das Projekt
“Sportzentrum Breinig bzw. Wohngebiet Corneliastraße / Schützheide” die
notwendigen Verträge vorzubereiten und zeitnah vorzulegen.

9. Fragestunde zum Entwurf der Haushaltssatzung 2010 / 2011 einschließlich
Haushaltssicherungskonzept 2010 bis 2014

Für die SPD-Fraktion reicht deren Vorsitzender Wolf den der Niederschrift als Anlage
3) beigefügten Fragenkatalog an die Verwaltung weiter.

Für die CDU-Fraktion reicht deren Vorsitzender Grüttemeier den der Niederschrift als
Anlage 4) beigefügten Fragenkatalog an die Verwaltung weiter.

Für die FDP-Fraktion schließt sich deren Vorsitzender Engelhardt den aufgeworfenen
Fragen seiner Ratskollegen vollinhaltlich an. 
Er erkundigt sich darüber hinaus, wieso in der Auflistung der freiwilligen Ausgaben
etliche Positionen aufgelistet seien, bei denen auf “Pflichtaufgaben nach dem SGB XIII”
u.a. Bestimmungen verwiesen werde. 

Aufgrund der Komplexität der Fragenkataloge sichert BM Gatzweiler, da wo machbar,
eine zügige und umfassende Beantwortung für die in Kürze anstehenden Etat-
Beratungen der Fraktionen zu. Die Beantwortung der restlichen Punkte sichert er
zeitnah Anfang Mai zu.
Mit dieser Vorgehensweise erklären sich die Ausschussmitglieder einverstanden.
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Weiter teilt Bürgermeister Gatzweiler auf Nachfrage mit, dass er den im HSK
zugesagten Vorlagetermin für Analysen und Konzepte zum 30.06. -und auch den in die
Diskussion eingebrachten Termin zum 30.09.2010- nicht halten könne. Hierzu fehle
ihm u.a. der vierte Fachbereichsleiter.

Zu diesem TOP erfolgt keine Beschlussfassung.

10. Dringliche Entscheidung;
Änderung des Stellenplanes

Von den Fraktionsvorsitzenden der SPD, CDU und FDP wurde der späte Zugang der
Verwaltungsvorlage einen Tag vor der Sitzung erheblich gerügt. Der nunmehr
vorhandene zeitliche Druck sei von der Verwaltung produziert worden. Alle stellten
heraus, dass die in der Vorlage dargelegten Sachverhalte seit Monaten bekannt seien.
Derweil der CDU-Fraktionsvorsitzende die Vorlage bis zu den Etat-Beratungen
vertagen wollte, forderte der SPD-Fraktionsvorsitzende von der Verwaltung gewichtige
Gründe ein, damit dem Beschlussvorschlag gefolgt werden könne. 

I. Beig. Dr. Zimdars richtet an den Hauptausschuss den eindringlichen Appell, den
Stelleneinrichtungen zu folgen. Es begründete diesen zum Einen mit dem
Vertrauensschutz der Mitarbeiter, welche sich auf ihren jeweiligen Stellen mit hohem
Engagement und der entsprechenden Kompetenz eingebracht hätten. Im Bürgeramt
sei der Wegfall einer Vollzeitstelle zu kompensieren. Hier seien die Bürger durch
längere Wartezeiten direkt betroffen. Außerdem vergegenwärtigt er -wie bereits in der
Vorlage dargelegt-, dass beide Stellen zu 70% von der ARGE gefördert werden. Beide
Arbeitsverhältnisse könnten im Extremfall nach Wegfall der Förderung gekündigt
werden .

Bezogen auf die Stelleneinrichtungen bei der Stadtkasse zeigt er die erheblichen
Abwicklungsprobleme bei Ausscheiden der hervorragend eingearbeiteten
Mitarbeiterinnen im Bereich der Vollstreckung und Bewirtschaftung auf. Sollten die
Stelleneinrichtungen nicht vorgenommen werden, prognostiziert er die gleiche
Problemstellung wie bei SAP mit den entsprechenden finanziellen Folgen für die Stadt.
Die Verantwortung hierfür lehne er ab. Außerdem sehe er bei diesen beiden Stellen die
ernstzunehmende Gefahr, dass sich die hochqualifizierten Mitarbeiterinnen aufgrund
der unsicheren beruflichen Zukunft bei anderen Kommunen bewerben. Mit Einführung
von SAP bei anderen Kommunen würden diese händeringend nach geeignetem
Fachpersonal suchen.

RM Engelhardt, FDP, hat kein Interesse, dass die Zahl- und Buchungsstelle bei der
Stadtkasse nicht funktioniere. Seine Fraktion spreche sich daher für die Stellenein-
richtungen aus.

Der CDU-Fraktionsvorsitzende Grüttemeier bringt nochmals seinen Unmut darüber
zum Ausdruck, dass die aufgezeigten Sachverhalte seit Monaten bekannt seien. Im
Hinblick auf das düstere Szenario bei der Stadtkasse hätte man sich aus seiner Sicht
bereits vor einem Jahr Gedanken machen müssen. Er bleibt bei einer
Beratung/Entscheidung über das gesamte Stellenpaket zu den Etat-Beratung am
18.05.2010.

Der LINKEN-Fraktionsvorsitzende Prußeit unterstützt die späte Verwaltungsvorlage
nicht, bittet aber darum, den Streit nicht auf dem Rücken der betroffenen Mitarbeiter
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auszutragen. Er spricht sich in allen Fällen deutlich für die Menschen und deren
Arbeitsvertragsverlängerung aus.

Vor dem Hintergrund der detaillierten Erläuterungen durch die Verwaltung stimmt der
SPD-Fraktionsvorsitzende Wolf den Beschlussvorschlägen der Verwaltung zu.

Auf abschließende Bitte von RM Grüttemeier, lässt BM Gatzweiler sodann über jede
Stelle separat abstimmen:

Beschluss:
Der Hauptausschuss beschließt im Wege einer dringlichen Entscheidung gem.
§ 60 Abs. 1 Satz 1 GO NRW folgende Stellenplaneinrichtungen zum Stellenplan
2010:

- 1 Vollzeitstelle der Entgeltgruppe 8 für die Kostenstelle 2010 sowie den
Produktbereich 1.11.13.01 - Kasse und Vollstreckung
Abstimmungsergebnis im HA: 10 Ja-Stimmen (SPD, FDP, B’90/Grüne, LINKE)

   6 Nein-Stimmen (CDU)

- 1 Vollzeitstelle der Entgeltgruppe 6 für die Kostenstelle 2000 sowie den
Produktbereich 1.11.13.02 - Haushaltsplanung und Bewirtschaftung, befristet
auf 5 Jahre
Abstimmungsergebnis im HA: 10 Ja-Stimmen (SPD, FDP, B’90/Grüne, LINKE)

   6 Nein-Stimmen (CDU)

- 1 Vollzeitstelle der Entgeltgruppe 3 für die Kostenstelle 3410 sowie den
Produktbereich 1.12.03.1 - Bürgeramt, Einwohnerangelegenheiten
Abstimmungsergebnis im HA: Einstimmig

- 1 Teilzeitstelle der Entgeltgruppe 3 mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von
25 Std. für die Kostenstelle 3410 sowie den Produktbereich 1.12.03.1 -
Bürgeramt, Einwohnerangelegenheiten.
Abstimmungsergebnis im HA: Einstimmig

Diese Entscheidung ist dem Rat in seiner nächsten Sitzung zur Genehmigung
vorzulegen.

11. Drohende Überschuldung;
hier: Anwendung des § 82 GO NRW im Rahmen der lfd. Geschäftsprozesse der

Verwaltung

Die Vorlage wurde den Ausschussmitgliedern als Tischvorlage ausgehändigt und liegt
der Niederschrift als Anlage 5) bei.

Beschluss:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat einstimmig / der Rat nimmt die
Zusammenstellung der zugestimmten / abgelehnten / zunächst abgelehnten
Anträge aufgrund der Vorschrift des § 82 GO NRW zur Kenntnis. 



10

12. Beantwortung von Anfragen gem. § 17 der Geschäftsordnung des Rates;
Mitteilungen

12.1 Bürgermeister Gatzweiler informiert den Hauptausschuss über das Ergebnis
der Elternbefragung zur Gesamtschule. Die schriftliche Auswertung wurde den
Ausschussmitgliedern von der Büroleiterin des Bürgermeisters, Frau Jansen,
ausgehändigt und wird den übrigen Ratsmitgliedern mit der Niederschrift zu
dieser Sitzung zugeleitet.

B) Nichtöffentliche Sitzung:
........

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorlagen, schloss Herr Bürgermeister
Gatzweiler die Sitzung um 19.05 Uhr.

Ferdi Gatzweiler Edith Janus-Braun
Bürgermeister Schriftführerin

Die Niederschrift sind folgende Anlagen beigefügt:

Anlage 1) Anwesenheitsliste
Anlage 2) Mietwerttabelle zu TOP A) 3.
Anlage 3) Fragenkatalog der SPD-Fraktion zu TOP A) 9.
Anlage 4) Fragenkatalog der CDU-Fraktion zu TOP A) 9.
Anlage 5) Tischvorlage zu TOP A) 11.






























